
 ANLAGE  
Gemeinde Eitorf 
DER BÜRGERMEISTER zu TO.-Pkt.  
   
 lfd. Nummer: 01056 \ 11 \ V 
Amt 40       Amt für Schulen, Kultur, Sport und Jugend 

Sachbearbeiter/-in: Herr Jaschewski 

Eitorf, den 25.04.2003 
 
 
 
 
  i.V. 
Bürgermeister   Erster Beigeordneter 
 
 

B e s c h l u s s v o r l a g e 
für den 

öffentlichen Sitzungsteil 
 
 
Gremium und Datum: 
 

Schulausschuss am 06.05.2003 
 
 
Beratungsfolge: 
 
keine 
 
Tagesordnungspunkt: 
 

Lernmittelfreiheit für das Schuljahr 2003/2004 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Vom Erlass einer Satzung gemäß § 5 Abs. 2 des Lernmittelfreiheitsgesetzes mit dem Ziel, den Eigenanteil 
im Einzelfall auf Antrag ganz oder teilweise entfallen zu lassen, wird abgesehen. 
 
 
 
Begründung: 
 
 
Der Landtag NRW hat am 09.04.2003 das Gesetz zur finanziellen Entlastung der Kommunen in Nordrhein-
Westfalen beschlossen. Bei diesem Gesetz handelt es sich um ein umfangreiches Artikelgesetz, bei dem 
insbesondere Änderungen bei der Lernmittelfreiheit bedeutsam sind. 
 
Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die als Anlage 1 beigefügte Veröffentlichung des Schulminis-
teriums im Internet verwiesen. Die Änderungen treten zum 1. August 2003 in Kraft und müssen in die Pla-
nungen der Schulen und Schulträger für das nächste Schuljahr einbezogen werden. 
 
Nach § 5 Abs. 2 des Lernmittelfreiheitsgesetzes kann der Schulträger durch Satzung für seinen Zuständig-
keitsbereich vorsehen, dass der Eigenanteil im Einzelfall auf Antrag ganz oder teilweise entfallen kann, so-
weit die Beschaffung für die Eltern oder die volljährigen Schülerinnen und Schüler zu einer besonderen sozi-
alen Härte führt. Die bisherige gesetzliche Regelung, wonach Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensun-
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terhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz von der Entrichtung des Eigenanteils befreit waren, wurde in die 
Neuregelung nicht übernommen. 
 
Aus Spalte 10 der als Anlage 2 beigefügten Übersicht ergibt sich, dass die Kommunen durch die gesetzliche 
Neuregelung finanziell nicht entlastet, sondern stärker belastet werden. Die Mehrbelastung wird vom 
StGB NRW mit gut 2% beziffert. In diesem Zusammenhang muss darauf hingewiesen werden, dass die An-
hebung des Eigenanteils der Eltern von 33% auf 49% auf 5 Jahre befristet ist. 
 
Im Hinblick auf die finanziell angespannte Situation der Gemeinde Eitorf – die Gemeinde gehört zum Kreis 
der Kommunen, die den Haushaltsausgleich nur durch den Einsatz von Rücklagemitteln oder Veräuße-
rungserlösen gem. § 22 Abs. 3 GemHVO erreich konnten – und die vergleichsweise geringen Eigenanteile 
der Eltern (siehe Anlage 2) schlage ich vor, vom Erlass einer Härtefallsatzung für die Gemeinde Eitorf abzu-
sehen. 
 
Es ist auch darauf hinzuweisen, dass der Erlass einer Härtefallsatzung und der sich aus der Ausführung 
einer solchen Satzung ergebende Verwaltungsaufwand in keinem Verhältnis zu den zu entrichtenden Eigen-
anteilen stehen. 
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